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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Angelegenheit der neuen Länder (17. Ausschuss) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Dr.-Ing. Rainer Jork, Katherina Reiche, 
Günter Nooke, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 14/3185 - 

Lehrstellenmangel Ost mit wirksamen Regelungen angehen 


A. Problem 

Mit dem Antrag soll die Bundesregierung aufgefordert werden, das von ihr auf- 
gelegte Sofortprogramm zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit (JUMP) 
auf seine Wirksamkeit zu überprüfen. Dies ist nach Auffassung der Antragstel- 
ler wegen der im Osten Deutschlands weiterhin ansteigenden Arbeitslosigkeit 
der Jugendlichen unter 25 Jahren erforderlich. Da es letztlich darum gehen 
müsse, die Menschen in den 1 . Arbeitsmarkt zu integrieren, müssten alle staat- 
lichen Maßnahmen - auch im Hinblick auf die spezifische Situation in den 
neuen Ländern - auf die Erreichung eben dieses Zieles hin überprüft werden. 
Wegen der entscheidenden Bedeutung der wirtschaftlichen Situation der ost- 
deutschen Betriebe für die Bekämpfung der hohen Jugendarbeitslosigkeit soll 
die Bundesregierung weiterhin aufgefordert werden, eine mittelstandsfreundli- 
che Wirtschafts-, Finanz- und Steuerpolitik - auch unter besonderer Berück- 
sichtigung der Situation in den neuen Ländern - zu beginnen. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrags. 

Mehrheit im Aussehuss 


C. Alternativen 

Annahme des Antrags. 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag - Drucksache 14/3185 - abzulehnen. 


Berlin, den 27. September 2000 


Der Ausschuss für Angelegenheiten der neuen Länder 

Dr. Paul Krüger Ingrid Holzhüter Katherina Reiche 

Vorsitzender Berichterstatterin Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Ingrid Hoizhüter und Katherina Reiche 


I. Verfahrensablauf 

Der Antrag der Abgeordneten Dr.-lng. Rainer Jork, Kathe- 
rina Reiche, Günter Nooke, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 14/3185 „Lehrstel- 
lenmangel Ost mit wirksamen Regelungen angehen“ wurde 
dem Ausschuss für Angelegenheiten der neuen Länder in 
der 112. Sitzung des Deutschen Bundestages am 30. Juni 
2000 zur federführenden Beratung sowie den Ausschüssen 
für Wirtschaft und Technologie, Arbeit und Sozialordnung, 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Verkehr, Bau- und 
Wohnungswesen sowie Bildung, Forschung und Technik- 
folgenabschätzung zur Mitberatung überwiesen. 

II. Inhalt der Vorlage 

Mit dem Antrag auf Drucksache 14/3185 soll die Bundes- 
regierung aufgefordert werden, ihr Vorgehen gegen die im 
Osten Deutschlands anhaltend steigende Arbeitslosigkeit 
der Jugendlichen unter 25 Jahren zu überprüfen. Das Sofort- 
programm der Bundesregierung zur Bekämpfung der Ju- 
gendarbeitslosigkeit (JUMP) soll auf seine Wirksamkeit - 
auch im Hinblick auf die spezifische Situation in den neuen 
Ländern - für die unmittelbare Integration von Arbeitslosen 
in den 1. Arbeitsmarkt überprüft werden. Besondere Auf- 
merksamkeit müsse dabei auch der Gefahr kontraprodukti- 
ver Konkurrenz dieses Programms zu wirksamen Program- 
men der Länder zuteil werden. Weiterhin sei darauf zu 
achten, dass „Pro-Kopf-Prämien-Förderung“ vor allem an 
finanzschwache kleine und mittlere Unternehmen gezahlt 
werde, die die zuverlässigsten Partner der dualen Berufsaus- 
bildung seien. Weiterhin müsse die Mobilität lehrstellensu- 
chender Jugendlicher - beispielsweise durch Beihilfen zum 
Pendeln zwischen Wohn- und Ausbildungsort - erleichtert 
werden. Schließlich gelte es, eine mittelstandsfreundliche 
Wirtschafts-, Finanz- und Steuerpolitik - auch unter beson- 
derer Berücksichtigung der Situation in den neuen Bundes- 
ländern - zu beginnen, da sie das wirksamste Programm zur 
Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit sei. 

III. Stellungnahmen der mitberatenden 
Aussehüsse 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie hat den 

Antrag in seiner 37. Sitzung am 27. September 2000 beraten 
und mehrheitlich mit den Stimmen der Mitglieder der Frak- 
tionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, gegen die 
Stimmen der Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P., bei Stimmenthaltung der Fraktion der PDS emp- 
fohlen, den Antrag abzulehnen. 

Der Ausschuss für Arbeit und Sozialordnung hat den An- 
trag in seiner 52. Sitzung am 27. September 2000 beraten 
und mit den Stimmen der Mitglieder der Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und PDS gegen die Stimmen 
der Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. die 
Ablehnung des Antrags empfohlen. 


Der Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Ju- 
gend hat den Antrag in seiner 43. Sitzung am 27. September 
2000 beraten und mit den Stimmen der Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, gegen die Stimmen der 
Fraktion der CDU/CSU und F.D.P., bei Stimmenthaltung 
der Fraktion der PDS die Ablehnung des Antrags empfoh- 
len. 

Der Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 

hat den Antrag in seiner 39. Sitzung am 27. September 2000 
beraten und mit den Stimmen der Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Frak- 
tionen der CDU/CSU und F.D.P. sowie der Fraktion der 
PDS die Ablehnung des Antrags empfohlen. 

Der Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfol- 
genabschätzung hat den Antrag in seiner 31. Sitzung am 
27. September 2000 beraten und mit den Stimmen der Frak- 
tionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, gegen die 
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P, bei 
Stimmenthaltung der Fraktion der PDS die Ablehnung des 
Antrags empfohlen. 

IV. Ausschussempfehlung 

Der federführende Ausschuss für Augelegeuheiteu der 
ueueu Läuder hat den Antrag auf Drucksache 14/3185 in 
seiner 45. und 46. Sitzung am 5. Juli und am 27. September 
2000 beraten und mit den Stimmen der Mitglieder der Koa- 
litionsfraktionen, gegen die Stimmen der Mitglieder der 
Fraktion der CDU/CSU bei Enthaltung des Mitglieds der 
Fraktion der F.D.P. und des Mitglieds der Fraktion der PDS 
beschlossen, die Ablehnung des Antrags zu empfehlen. 

Die Fraktion der CDU/CSU hat zur Begründung des An- 
trags ausgeführt, dass die im Osten Deutschlands fast dop- 
pelt so hohe Jugendarbeitslosigkeitsrate es erforderlich ma- 
che, die von der Bundesregierung bereitgestehten Mittel 
kritisch auf ihre Effektivität zu überprüfen. Programme zur 
Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit dürften nicht auf 
Bundes- und Landesebene kontraproduktiv miteinander 
konkurrieren. Vor allem müssten die bereitgestehten Mittel 
so eingesetzt werden, dass eine nachhaltige Wirkung da- 
durch erzielt werde, dass die Jugendlichen in den 1 . Arbeits- 
markt integriert würden. Da aber die Ausbildungssituation 
wesentlich von der wirtschaftlichen Situation der Betriebe 
abhänge, sei aus Sicht der Unionsfraktion die Stabilisierung 
der ostdeutschen Betriebe und die Stärkung ihrer Ausbil- 
dungsmöglichkeiten von entscheidender Bedeutung. 

Die Koalitionsfraktionell wiesen die vorgetragene Kritik 
an den Maßnahmen der Bundesregierung zurück. So stün- 
den die Bundes- und Länderprogramme nicht etwa in kon- 
traproduktiver Konkurrenz zueinander, sondern könnten vor 
Ort sinnvoll kombiniert werden. Die angebotenen Pro- 
gramme seien von besonderer Bedeutung für benachteiligte 
Jugendliche, die einer besonders intensiven Betreuung be- 
dürften und ohne entsprechende Maßnahmen keinerlei 
Chance hätten, sich zu qualifizieren. Schließlich biete das 
Programm Jugendlichen, die Gefahr liefen, sich rechtsextre- 
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men Gruppierungen anzuschließen, eine andere Orientie- 
rung. 

Die Bundesregierung bekräftigte, dass das Sofortpro- 
gramm dazu geführt habe, dass die Jugendarbeitslosigkeits- 
rate in Ost- und Westdeutschland im Jahresdurchschnitt 
1999 gegenüber dem Jahresdurchschnitt 1998 zurückgegan- 
gen sei. Gleichzeitig habe die Zahl der Qualifizierungs- 


ABM gesenkt werden können. Der Schwerpunkt des Pro- 
gramms sei auf die Integration in den 1 . Arbeitsmarkt ver- 
lagert worden. Für das Jahr 2000 sei der Anteil der neuen 
Länder an Maßnahmen im Rahmen des JUMP-Programms 
auf 42 % gestiegen. Für 2001 sei vorgesehen, 50 % der 
Mittel für Maßnahmen in den neuen Ländern bereitzustellen. 


Berlin, den 27. September 2000 

Katherina Reiche 

Berichterstatterin 


Ingrid Holzhüter 

B erichterstatterin 
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